
Abweichungen des Regierungsentwurfs von einer 1:1-Umsetzung der RED III

Norm im Regierungsentwurf Abweichung von 1:1-
Umsetzung

Vorschlag für 1:1-Umsetzung Einordnung der Stiftung 

EnWG
1. § 12j Abs. 6 Satz 2 EnWG:

„Die Verträglichkeitsprüfung 
erfolgt ebenengerecht.“

Die Behörden können die 
FFH-Verträglichkeitsprüfung 
ebenengerecht ausgestalten. 
Die BNetzA wünscht sich hier 
gesetzgeberische Vorgaben 
für die Ausgestaltung. 
Andernfalls würde sie die 
Prüfung sehr (zeit)aufwändig 
ausgestalten.

Die Auslegung, was 
ebenengerecht ist, ist mit 
einem gewissen 
europarechtlichen Risiko 
verbunden.

§ 12j Abs. 6 Satz 2 EnWG:
„Die Verträglichkeitsprüfung 
erfolgt ebenengerecht auf 
Grundlage der vorhandenen 
Daten zu den betroffenen Natura 
2000-Gebieten.“

Gesetzesbegründung:
„ (…) Für eine ebenengerechte 
FFH-Verträglichkeitsprüfung ist 
es daher erforderlich, die 
einzelnen Prüfschritte zu 
beschränken, sowohl im Hinblick 
auf die Prüftiefe als auch im 
Hinblick auf die Datengrundlage. 
Es ist ausschließlich auf der 
Grundlage von bei der 
zuständigen Behörde bzw. 
sonstigen Fachbehörden 
vorhandenen und 
ebenengerechten Daten zu den 
betroffenen Natura 2000-
Gebieten zu prüfen, ob bei 
Natura 2000-Gebieten 
erhebliche Beeinträchtigungen 
der Erhaltungsziele 
beziehungsweise der 
maßgeblichen Bestandteile 
eines Gebietes durch das 

Juristische / 
verwaltungsrechtliche 
Ersteinschätzung:
Zusatz und Begründung 
stehen im Widerspruch zu 
Satz 1. 
Nach Satz 1 erfolgt eine 
ebenengerechte 
Verträglichkeitsprüfung. 
Wenn es keine Daten gibt, 
kann keine Prüfung 
durchgeführt werden, so 
dass, um S. 1 zu genügen, 
Daten erhoben werden 
müssen. 
Dies kann - „ebenengecht“ - 
weniger umfangreich 
angelegt werden, aber ein 
Verzicht ist (wenn man Satz 
1 erhalten möchte) contra 
legem. 
MÖGLICH: Nur in der 
Begründung Hinweis, dass 
die bei der zuständigen 
Behörde/Fachbehörde 
vorhandenen, 
ebenengerechten Daten 
ausreichen. Wobei man 
dann eigentlich schon auch 



Vorhaben ausgeschlossen 
werden können. Wenn keine 
geeigneten Daten vorhanden 
sind, sind keine Kartierungen 
notwendig. Andernfalls liefe die 
Beschränkung der 
Betrachtungstiefe des 
Infrastrukturgebieteplans ins 
Leere und würde eine 
umfangreiche Datenrecherche 
und –erhebung notwendig 
machen, die dieser 
vorgelagerten Planebene nicht 
angemessen ist und der 
Zielsetzung der Richtlinie (EU) 
2018/2001 zuwiderliefe. (…)“

ein „Verfallsdatum“ 
aufnehmen sollte. 
Da alle Schutzgebiete auf 
Datensätzen beruhen, 
könnte man hier durchaus 
bessere Wege und 
Formulierungen für einen 
Mittelweg finden. 
Bspw.: Überprüfung der 
Ausgangsdaten nach x 
Jahren, Berücksichtigung 
anderer bekannter Daten 
als nur behördlicher, (…) 
→ Grundsätzlich erscheint 
eine Klarstellung, welche 
Daten herangezogen 
werden sollen, sinnvoll
→ wir würden davon 
ausgehen, dass diese 
Klarstellung in Abstimmung 
mit dem BSH formuliert 
wurde

2. § 12j Abs. 1 S. 6 Nr. 5 EnWG
„Der Infrastrukturgebieteplan 
hat folgende Gebiete zu 
meiden, es sei denn, es gibt 
unter Berücksichtigung der mit 
dem Gebiet verbundenen Ziele 
keine verhältnismäßige 
Alternative:
[…]
5. Gebiete von mindestens 
landesweiter Bedeutung mit 

Die Aufnahme der „Gebiete 
von mindestens landesweiter 
Bedeutung mit besonders 
bedeutenden Vorkommen“ in 
den Katalog der zu 
meidenden Gebiete in § 12j 
Abs. 1 S. 6 Nr. 5 EnWG wird 
von Art. 15e RED III nicht 
gefordert. Die Prüfung, 
welche Gebiete hiernach 
berücksichtigt werden sollten, 

Streichung von § 12j Abs. 1 S. 6 
Nr. 5 EnWG.

Die Befürchtung von 
Akzeptanzeinbußen und 
Verbandsklagen scheint 
durchaus berechtigt. 
Die Vorschrift hat bereits 
viele Maximal-
Anforderungen, ohnehin 
eingeschränkte 
Anwendbarkeit und hohe 
Hürden für einen 
Ausschluss der Flächen im 



besonders bedeutenden 
Vorkommen einer oder 
mehrerer besonders 
geschützter Arten, die das 
Gebiet regelmäßig nutzen und 
bei denen eine erhebliche 
Beeinträchtigung durch den 
Ausbau der Netzinfrastruktur 
wahrscheinlich ist, die von der 
Planfeststellungsbehörde oder 
der nach Landesrecht 
zuständigen Behörde auf 
Grundlage von geeigneten 
vorhandenen Daten zu 
bekannten Artvorkommen oder 
zu besonders geeigneten 
Lebensräumen berücksichtigt 
werden können sowie […]

und deren Meidung bei der 
Trassierung kann 
Netzausbauvorhaben 
verzögern.

Infrastrukturgebieteplan und 
selbst dann erscheint eine 
Nutzung noch denkbar, 
wenn keine 
verhältnismäßige 
Alternative besteht. 
Vor diesem Hintergrund 
kann man sich die Frage 
stellen, ob eine Streichung 
hier tatsächlich zielführend 
ist, wohingegen 
Akzeptanzeinbußen weiter 
befördert werden könnten. 

3. § 43n Abs. 3 Satz 3 EnWG:
„Das Überprüfungsverfahren 
stützt sich auf vorhandene 
Daten.“

Art. 15e Abs. 3 RED III sieht 
hier als weitergehende 
Beschränkung der 
Datengrundlage vor, dass es 
hier um vorhandene Daten 
aus der Strategischen 
Umweltprüfung bei der 
Aufstellung des 
Infrastrukturgebieteplans 
gehen soll.

Die im Regierungsentwurf 
gewählte weitere 
Formulierung schöpft das mit 
der Beschränkung der 
Datengrundlage verbundene 
Beschleunigungspotenzial 

§ 43n Abs. 3 Satz 3 EnWG wird 
wie folgt gefasst:
„Das Überprüfungsverfahren 
stützt sich auf vorhandene Daten 
aus der Strategischen 
Umweltprüfung nach § 12j 
Absatz 6 oder § 14f Absatz 4 in 
Verbindung mit § 12j Absatz 6 
Satz 1 bis 3.“

Gesetzesbegründung  :  
„§ 43n Absatz 3 setzt Artikel 15e 
Absatz 3 der Richtlinie (EU) 
2018/2001 um. Danach hat die 
zuständige Behörde innerhalb 
von 30 Tagen ab Beginn der 
Planfeststellung ein 

Die hier aufgeführte 
Gesetzesbegründung 
wiederholt einfach nur den 
Gesetzestext, statt eine 
tatsächlich weiterführende 
Begründung im Sinne einer 
Erklärung darzustellen. 
Jenseits der formulierten 
Begründung werden die 
UVP ja faktisch durch die 
strategischen 
Umweltprüfungen ersetzt

Der Einschätzung („schöpft 
das mit der Beschränkung 
der Datengrundlage 
verbundene 



nicht vollständig aus. Überprüfungsverfahren 
durchzuführen, bei dem auf der 
Grundlage vorhandener Daten 
aus der Strategischen 
Umweltprüfung zum 
Infrastrukturgebieteplan noch 
einmal überprüft wird, ob das 
Vorhaben auch bei 
Durchführung der Maßnahmen 
höchstwahrscheinlich erhebliche 
unvorhergesehene nachteilige 
Umweltauswirkungen angesichts 
der ökologischen Empfindlichkeit 
des Gebiets haben wird, die bei 
der Strategischen 
Umweltprüfung und der im 
Einzelfall durchzuführenden 
Verträglichkeitsprüfung nach § 
36 des 
Bundesnaturschutzgesetzes 
nicht ermittelt wurden, und 
dadurch die Einhaltung der 
Vorschriften der §§ 34 und 44 
Absatz 1 des 
Bundesnaturschutzgesetzes 
nicht gewährleistet ist.“

Beschleunigungspotenzial 
nicht vollständig aus“) wird 
zugestimmt. Ggf. könnte 
man dies als „Zugeständnis“ 
an naturschutzrechtliche 
Belange hinnehmen. 
Immerhin gab es eine 
SUP... anders als oben bei 
den Schutzgebieten ohne 
irgendwelche Daten. 

4. § 43n Abs. 5 EnWG:
„(5) Inhalte der Prüfungen nach 
§ 44 Absatz 1 und nach § 34 
Absatz 1 des 
Bundesnaturschutzgesetzes, 
die nach dieser Vorschrift nicht 
zu prüfen sind, sind bei der 
Anwendung der §§ 13 bis 17 
des 

Nach den betreffenden 
Regelungen müssen 
Prüfungen, die nach der RED 
III entfallen, gleichwohl in 
gewissem Umfang nach der 
naturschutzrechtlichen 
Eingriffsregelung der §§ 13 
bis 17 BNatSchG 
vorgenommen werden.

§ 43n Abs. 5 EnWG wird wie 
folgt gefasst:
„Die Minderungsmaßnahmen 
nach Absatz 1 sowie die 
Minderungs- und 
Ausgleichsmaßnahmen nach 
Absatz 4, beide jeweils 
einschließlich der 
Ausgleichszahlungen, sowie die 

Eine Soll-Vorschrift wie in 
der linken Spalte formuliert 
erscheint aus rechtlicher 
Sicht grds. angemessen. 
Wenn aber das Ziel 
Beschleunigung ist, dann 
führt sie eher zu 
Diskussionen als die in der 
rechten Spalte 



Bundesnaturschutzgesetzes nur 
zu berücksichtigen, soweit dies 
zur Ermittlung und Bewertung 
eines Eingriffs zwingend 
erforderlich ist. Die Bewertung 
für das Schutzgut Tiere und 
Benthos erfolgt auf der 
Grundlage einer 
Biotoptypenkartierung und 
vorhandener faunistischer 
Daten. Die 
Minderungsmaßnahmen nach 
Absatz 1 sowie die Minderungs- 
und Ausgleichsmaßnahmen 
nach Absatz 4 erfüllen in Bezug 
auf besonders geschützte Arten 
und Benthos sowie in Bezug auf 
die Erhaltungsziele nach § 7 
Absatz 1 Nummer 9 des 
Bundesnaturschutz-gesetzes 
dem Grunde und dem Umfang 
nach die Anforderungen an 
Vermeidungs-, Ausgleichs- und 
Ersatzmaßnahmen nach § 15 
Absatz 1 und 2 des 
Bundesnaturschutzgesetzes. 
Eine weitergehende Prüfung 
und Bewertung sowie ein 
weitergehender Ausgleich und 
Ersatz der Eingriffe in Bezug auf 
besonders geschützte Tierarten 
und Benthos sowie in Bezug auf 
die Erhaltungsziele nach § 7 
Absatz 1 Nummer 9 des 
Bundesnaturschutzgesetzes soll 

Damit wird das 
Beschleunigungspotenzial der 
RED III nicht in vollem 
Umfang genutzt. 

Minderungsmaßnahmen nach 
Absatz 6 erfüllen in Bezug auf 
besonders geschützte Arten, 
Biotope sowie die 
Erhaltungsziele gemäß § 7 
Absatz 1 Nummer 9 des 
Bundesnaturschutzgesetz dem 
Grunde und dem Umfang nach 
die Anforderungen an 
Ausgleichs- und 
Ersatzmaßnahmen nach § 15 
Absatz 2 und 6 des 
Bundesnaturschutzgesetz. Eine 
weitergehende Prüfung und 
Bewertung sowie Ausgleich und 
Ersatz der Eingriffe in Bezug auf 
besonders geschützte wild 
lebende Pflanzen und Tierarten, 
Biotope sowie die 
Erhaltungsziele gemäß § 7 
Absatz 1 Nummer 9 des 
Bundesnaturschutzgesetz findet 
nicht statt. Kartierungen für 
diese Arten und Gebiete als 
Grundlage für eine 
Eingriffsbewertung finden nicht 
statt.“

Gesetzesbegründung:
„§ 43n Absatz 5 regelt das 
Verhältnis zur Eingriffsregelung. 
Minderungsmaßnahmen nach 
Absatz 1 sowie die Minderungs- 
und Ausgleichsmaßnahmen 
nach Absatz 4, beide jeweils 

vorgeschlagene „ist“-
Formulierung.
Hier könnte die Fraktion 
eigene 
Schwerpunktsetzungen 
abwägen - Richtung klarerer 
Beschleunigung oder für 
mehr Spielraum bezüglich 
der 
Abwägungsnotwendigkeit 
mit naturschutzrechtlichen 
(Prüf-)Belangen



nicht stattfinden.“

§ 43m Abs. 2a EnWG:
„(2a) Inhalte der Prüfungen 
nach § 44 Absatz 1, die nach 
dieser Vorschrift nicht zu prüfen 
sind, sind bei der Anwendung 
der §§ 13 bis 17 des 
Bundesnaturschutzgesetzes nur 
zu berücksichtigen, soweit dies 
zur Ermittlung und Bewertung 
eines Eingriffs zwingend 
erforderlich ist. Die Bewertung 
für das Schutzgut Tiere und 
Benthos erfolgt auf der 
Grundlage einer 
Biotoptypenkartierung und 
vorhandener faunistischer 
Daten. Die 
Minderungsmaßnahmen nach 
Absatz 2 erfüllen in Bezug auf 
besonders geschützte Arten 
und Benthos dem Grunde und 
dem Umfang nach die 
Anforderungen an 
Vermeidungs-, Ausgleichs- und 
Ersatzmaßnahmen nach § 15 
Absatz 1 und 2 des 
Bundesnaturschutzgesetz. Eine 
weitergehende Prüfung und 
Bewertung sowie ein 
weitergehender Ausgleich und 
Ersatz der Eingriffe in Bezug auf 
besonders geschützte Tierarten 
und Benthos soll nicht 

einschließlich der 
Ausgleichszahlungen, sowie die 
Minderungsmaßnahmen nach 
Absatz 6 erfüllen für die 
besonders geschützten Arten im 
Sinne des § 7 Absatz 2 Nummer 
13 des 
Bundesnaturschutzgesetzes 
einschließlich der streng 
geschützten Arten gemäß § 7 
Absatz 2 Nummer 14 des 
Bundesnaturschutzgesetzes, für 
Biotope sowie für die durch die 
Erhaltungsziele gemäß § 7 
Absatz 1 Nummer 9 des 
Bundesnaturschutzgesetzes 
besonders geschützten Gebiete 
die Erfordernisse, die von der 
Eingriffsregelung an 
Minderungs- sowie an 
Ausgleichs- und 
Ersatzmaßnahmen für diese 
Arten, Biotope und Gebiete 
gestellt werden. Erfasst sind die 
nach europäischen Vorgaben 
sowie die national geschützten 
Arten. Insbesondere eine 
Kartierung von Arten ist nicht 
erforderlich, da für die 
Eingriffsregelung keine 
weitergehende Prüfung und 
Bewertung von Eingriffen für 
diese Arten und Gebiete 
stattfindet, um 
Doppelbewertungen und 



stattfinden.“ -prüfungen zu vermeiden.“

§ 43m Abs. 2a EnWG wird wie 
folgt gefasst:
„Die Minderungsmaßnahmen 
und Ausgleichszahlungen nach 
Absatz 2 erfüllen in Bezug auf 
besonders geschützte Arten 
dem Grunde und dem Umfang 
nach die Anforderungen an 
Ausgleichs- und 
Ersatzmaßnahmen nach § 15 
Absatz 2 und 6 des 
Bundesnaturschutzgesetz. Eine 
weitergehende Prüfung und 
Bewertung sowie Ausgleich und 
Ersatz der Eingriffe in Bezug auf 
besonders geschützte wild 
lebende Pflanzen und Tierarten 
findet nicht statt. Kartierungen 
für diese Arten als Grundlage für 
eine Eingriffsbewertung finden 
nicht statt.“

Gesetzesbegründung:
„Es wird auf die Begründung zu 
§ 43n Absatz 5 verwiesen. 
Allerdings erfolgt im Rahmen 
des § 43m keine Privilegierung 
im Hinblick auf die FFH-
Verträglichkeitsprüfung nach § 
34 des 
Bundesnaturschutzgesetzes.“

WindSeeG



1. § 12j Abs. 1 S. 6 Nr. 5 EnWG 
(siehe hierzu oben Nr. 2 im 
EnWG). Gilt auch für Offshore-
Anbindungsleitungen in der 
AWZ

s.o. s.o. Siehe ebenfalls oben. 
Allerdings bestehen hier in 
einer Erstabschätzung 
weniger Bedenken, weil 
alles recht aktuell und nach 
einheitlichem Standard 
untersucht ist - zumindest 
zum gegenwärtigen 
Zeitpunkt.

2. § 70b Abs. 3 (s. hierzu oben Nr. 
3 im EnWG)

s.o. Aus fachlicher Sicht ist die 
Abweichung zur Richtlinie 
gerechtfertigt, um eine 
konsistente Datengrundlage zu 
sichern. Auch das Bundesamt 
für Seeschifffahrt und 
Hydrographie hat hier keine 
Bedenken.
 

Erscheint für WindSeeG auf 
Grund des Umstands ok, da 
in der AWZ in den letzten 
Jahren viel und 
standardisiert untersucht 
wurde.

3. § 70b Abs. 5 (s. hierzu oben Nr. 
4 EnWG)

s.o. s.o.; würde entsprechend für § 
70b Absatz 5 WindSeeG 
umgesetzt, allerdings mit dem 
Unterschied, dass eine 
zusätzliche Regelung 
aufgenommen werden müsste, 
dass eine Biotoptypenkartierung 
nach § 72 Abs. 2 weiterhin 
stattfinden muss. Dies ist 
erforderlich, um § 72 Abs. 2 
einzuhalten.

Nicht ganz klar, was hier 
gemeint ist. 
Im aktuellen WindSeeG 
lautet § 72 Abs. 2:
„(2) § 30 Absatz 2 Satz 1 
des 
Bundesnaturschutzgesetzes 
ist für Vorhaben nach 
diesem Gesetz mit der 
Maßgabe anzuwenden, 
dass eine erhebliche 
Beeinträchtigung von 
Biotopen im Sinn des § 30 
Absatz 2 Satz 1 des 
Bundesnaturschutzgesetzes 
so weit wie möglich 



vermieden werden soll.“ 
Hier wird keine 
Biotoptypenkartierung 
verlangt. 
Eine entsprechende 
Forderung folgt u.E. auch 
nicht aus § 30 BNatschG 
oder dem Gesetzesentwurf 
zur Umsetzung der RED III.


